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(1) Der Mieter hat Maßnahmen zu dulden, die zur 
Erhaltung der Mietsache erforderlich sind 
 
(2) Maßnahmen zur Verbesserung der Mietsache, zur 
Einsparung von Energie oder Wasser oder zur Schaffung 
neuen Wohnraums hat der Mieter zu dulden. Dies gilt 
nicht, wenn die Maßnahme für ihn, seine Familie oder 
einen anderen Angehörigen seines Haushalts eine Härte 
bedeuten würde, die auch unter Würdigung der 
berechtigten Interessen des Vermieters und anderer Mieter 
in dem Gebäude nicht zu rechtfertigen ist. Dabei sind 
insbesondere die vorzunehmenden Arbeiten, die baulichen 
Folgen, vorausgegangene Aufwendungen des Mieters und 
die zu erwartende Mieterhöhung zu berücksichtigen. Die 
zu erwartende Mieterhöhung ist nicht als Härte anzusehen, 
wenn die Mietsache lediglich in einen Zustand versetzt 
wird, wie er allgemein üblich ist . 
 
(3) Bei Maßnahmen nach Abs. 2 Satz 1 hat der Vermieter 
den Mieter spätestens drei Monate vor Beginn der 
Maßnahme deren Art sowie voraussichtlichen Umfang 
und Beginn, voraussichtliche Dauer und die zu erwartende 
Mieterhöhung in Textform mitzuteilen. Der Mieter ist 
berechtigt, bis zum Ablauf des Monats, der auf den 
Zugang der Mitteilung folgt, außerordentlich zum Ablauf 
des nächsten Monats zu kündigen. Diese Vorschriften 
gelten nicht bei Maßnahmen, die nur mit einer 
unerheblichen Einwirkung auf die vermieteten Räume 
verbunden sind und nur zu einer unerheblichen 
Mieterhöhung führen. 
 
(4) Aufwendungen, die der Mieter infolge einer 
Maßnahme nach Abs.1 oder 2 Satz 1 machen musste, hat 
der Vermieter in angemessenem Umfang zu ersetzen. Auf 
Verlangen hat er Vorschuss zu leisten. 
 
(5) Eine zum Nachteil des Mieters von den Absätzen 2 bis 
4 abweichende Vereinbarung ist unwirksam. 

 § 554 Duldung von Erhaltungs- 
und 
Modernisierungsmaßnahmen 

 
(1) Die Vertragsparteien können vereinbaren, dass der 
Mieter Betriebskosten im Sinne des § 27 der Zweiten 
Berechnungsverordnung trägt. 

 § 556 Vereinbarungen über 
Grundmiete und Betriebskosten 



 
(2) Die Vertragsparteien können vorbehaltlich 
anderweitiger Vorschriften vereinbaren, dass 
Betriebskosten als Pauschale oder als Vorauszahlung 
ausgewiesen werden. Vorauszahlungen für Betriebskosten 
dürfen nur in angemessener Höhe vereinbart werden. 
 
(3) Über die Vorauszahlung für Betriebskosten ist jährlich 
abzurechnen; dabei ist der Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit zu beachten. Die Abrechnung ist dem 
Mieter spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats 
nach Ende des Abrechnungszeitraums mitzuteilen. Nach 
Ablauf dieser Frist ist die Geltendmachung einer 
Nachforderung durch den Vermieter ausgeschlossen, es 
sei denn, der Vermieter hat die verspätete 
Geltendmachung nicht zu vertreten. 
 
(4) Eine zum Nachteil des Mieters von Abs. 1, Abs. 2 Satz 
2 oder Abs. 3 abweichende Vereinbarung ist unwirksam. 

 
(1) Haben die Vertragsparteien nichts vereinbart, sind die 
Betriebskosten vorbehaltlich anderweitiger Vorschriften 
nach dem Anteil der Wohnfläche umzulegen. 
Betriebskosten, die von einem erfassten Verbrauch oder 
einer erfassten Verursachung durch die Mieter abhängen, 
sind nach dem Maßstab umzulegen, der dem 
unterschiedlichen Verbrauch oder der unterschiedlichen 
Verursachung Rechnung trägt. 
 
(2) Haben die Vertragsparteien etwas anderes vereinbart, 
kann der Vermieter durch Erklärung in Textform 
bestimmen, dass die Betriebskosten zukünftig abweichend 
von der getroffenen Vereinbarung ganz oder teilweise 
nach einem Maßstab umgelegt werden dürfen, der dem 
erfassten unterschiedlichen Verbrauch oder der erfassten 
unterschiedlichen Verursachung Rechnung trägt. Die 
Erklärung ist nur vor Beginn eines Abrechnungszeitraums 
zulässig. Sind die Kosten bislang in der Miete enthalten, 
so ist diese entsprechend herabzusetzen. 
 
(3) Eine zum Nachteil des Mieters von Abs.2 
abweichende Vereinbarung ist unwirksam. 

 § 556 a Abrechnungsmaßstab für 
Betriebskosten 

 
(1) Während des Mietverhältnisses können die 
Vertragsparteien eine Erhöhung des Miete vereinbaren. 
 
(2) Künftige Änderungen der Miethöhe können die 
Vertragsparteien als Staffelmiete nach § 557 a oder als 

 § 557 Mieterhöhungen nach 
Vereinbarung oder Gesetz 



Indexmiete nach § 557 b vereinbaren. 
 
(3) Im Übrigen kann der Vermieter Mieterhöhungen nur 
nach Maßgabe der §§ 558 und 560 verlangen, soweit nicht 
eine Erhöhung durch Vereinbarung ausgeschlossen ist 
oder sich der Ausschluss aus den Umständen ergibt. 
 
(4) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende 
Vereinbarung ist unwirksam. 

 
(1) Die Miete kann für bestimmte Zeiträume in 
unterschiedlicher Höhe schriftlich vereinbart werden; in 
der Vereinbarung ist die jeweilige Miete oder die 
jeweilige Erhöhung, in einem Geldbetrag auszuweisen 
(Staffelmiete). 
 
(2) Die Miete muss jeweils mindestens ein Jahr 
unverändert bleiben. Während der Laufzeit einer 
Staffelmiete ist eine Erhöhung nach den §§ 558 bis 559 b 
ausgeschlossen. 
 
(3) Das Kündigungsrecht des Mieters kann für höchstens 
vier Jahre seit Abschluss der Staffelmietvereinbarung 
ausgeschlossen werden. Die Kündigung ist frühestens 
zum Ablauf dieses Zeitraums zulässig. 
 
(4) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende 
Vereinbarung ist unwirksam. 

 § 557 a Staffelmiete 

 
(1) Die Vertragsparteien können schriftlich vereinbaren, 
dass die Miete durch den vom Statistischen Bundesamt 
ermittelten Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten 
Haushalte in Deutschland bestimmt wird (Indexmiete). 
 
(2) Während der Geltung einer Indexmiete muss die 
Miete, von Erhöhungen nach den §§ 559 bis 560 
abgesehen, jeweils mindestens ein Jahr unverändert 
bleiben. Eine Erhöhung nach § 559 kann nur verlangt 
werden, soweit der Vermieter bauliche Maßnahmen 
aufgrund von Umständen durchgeführt hat, die er nicht zu 
vertreten hat. Eine Erhöhung nach § 558 ist 
ausgeschlossen. 
 
(3) Eine Änderung der Miete nach Abs. 1 muss durch 
Erklärung in Textform geltend gemacht werden. Dabei 
sind die eingetretenen Änderungen des Preisindexes sowie 
die jeweilige MIete oder die Erhöhung in einem 
Geldbetrag anzugeben. Die geänderte Miete ist mit 

 § 557 b Indexmiete 



Beginn des übernächsten Monats nach dem Zugang der 
Erklärung zu entrichten. 
 
(4) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende 
Vereinbarung ist unwirksam. 

 
(1) Der Vermieter kann die Zustimmung zu einer 
Erhöhung der Miete bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete 
verlangen, wenn die in dem Zeitpunkt, zu dem die 
Erhöhung eintreten soll, seit fünfzehn Jahren unverändert 
ist. Das Mieterhöhungsverlangen kann frühestens ein Jahr 
nach der letzten Mieterhöhung geltend gemacht werden. 
Erhöhungen nach den §§ 559 bis 560 werden nicht 
berücksichtigt. 
 
(2) Die ortsübliche Vergleichsmiete wird gebildet aus den 
üblichen Entgelten, die in der Gemeinde oder einer 
vergleichbaren Gemeinde für Wohnraum vergleichbarer 
Art, Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage in den 
letzten vier Jahren vereinbart oder, von Erhöhung 560 
abgesehen, geändert worden sind. Ausgenommen ist 
Wohnraum, bei dem die Miethöhe durch Gesetz oder im 
Zusammenhang mit einer Förderzusage festgelegt worden 
ist. 
 
(3) Bei Erhöhungen nach Abs. 1 darf sich die Miete 
innerhalb von drei Jahren, von Erhöhungen nach den §§ 
559 bis 560 abgesehen, nicht um mehr als zwanzig vom 
Hundert erhöhen (Kappungsgrenze). 
 
(4) Die Kappungsgrenze gilt nicht, 
1. wenn eine Verpflichtung des Mieters zur 
Ausgleichszahlung nach den Vorschriften über den Abbau 
der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen wegen des 
Wegfalls der öffentlichen Bindung erloschen ist und 
2. soweit die Erhöhung den Betrag der zuletzt zu 
entrichtenden Ausgleichszahlung nicht übersteigt. Der 
Vermieter kann vom Mieter frühestens vier Monate vor 
dem Wegfall der öffentlichen Bindung verlangen, ihm 
innerhalb eines Monats über die Verpflichtung zur 
Ausgleichzahlung und über deren Höhe Auskunft zu 
erteilen. 
 
(5) Von dem Jahresbetrag, der sich bei einer Erhöhung auf 
die ortsübliche Vergleichsmiete ergäbe, sind Drittmittel 
im Sinne des § 559 a abzuziehen, im Falle des § 559 a 
Abs. 1 mit elf vom Hundert des Zuschusses. 
 
(6) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende 

 § 558 Mieterhöhung bis zur 
ortsüblichen Vergleichsmiete 



Vereinbarung ist unwirksam. 

 
(1) Das Mieterhöhungsverlangen nach § 558 ist dem 
Mieter in Textform zu erklären und zu begründen. 
 
(2) Zur Begründung kann insbesondere Bezug genommen 
werden auf 
1. einen Mietspiegel (§ 558 c, § 558 d), 
2. eine Auskunft aus einer Mietdatenbank (§ 558 c), 
3. ein mit Gründen versehenes Gutachten eines öffentlich 
bestellten und vereidigten Sachverständigen, 
4. entsprechende Entgelte für einzelne vergleichbare 
Wohnungen, hierbei genügt die Benennung von drei 
Wohnungen. 
 
(3) Enthält ein qualifizierter Mitspiegel (558 d Abs. 1), bei 
dem die Vorschrift des § 558 d Abs. 2 eingehalten ist, 
Angaben für die Wohnung, so hat der Vermieter in 
seinem Mieterhöhungsverlangen diese Angaben auch 
dann mitzuteilen, wenn er die Mieterhöhung auf ein 
anderes Begründungsmittel nach Abs. 2 stützt. 
 
(4) Bei der Bezugnahme auf einen Mietspiegel, der 
Spannen enthält, reicht es aus, wenn die verlangte Miete 
innerhalb der Spanne liegt. Ist in dem Zeitpunkt, in dem 
der Vermieter seine Erklärung abgibt, kein Mietspiegel 
vorhanden, bei dem § 558 c Abs. 3 oder § 558 d Abs. 2 
eingehalten ist, so kann auch ein anderer, inbesondere ein 
veralteter Mietspiegel oder ein Mietspiegel einer zu 
vergleichenden Gemeinde verwendet werden. 
 
(5) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende 
Vereinbarung ist unwirksam. 

 § 588 a Form und Begründung 
der Mieterhöhung 

 
(1) Soweit der Mieter der Mieterhöhung zustimmt, 
schuldet er die erhöte Miete mit Beginn des dritten 
Kalendermonats nach dem Zugang des 
Erhöhungsverlangens. 
 
(2) Soweit der Mieter der Mieterhöhung nicht bis zum 
Ablauf des zweiten Kalendermonats nach dem Zugang 
des Verlangens zustimmt, kann der Vermieter auf 
Erteilung der Zustimmung klagen. Die Klage muss 
innerhalb von drei weiteren Monaten erhoben werden. 
 
(3) Ist der Klage ein Erhöhungsverlangen 
vorausgegangen, das den Anforderungen des § 558 a nicht 
entspricht, so kann es der Vermieter im Rechtsstreit 

 § 558 b Zustimmung zur 
Mieterhöhung 



nachholen oder die Mängel des Erhöhungsverlangens 
beheben. Dem Mieter steht auch in diesem Fall die 
Zustimmungsfrist nach Abs. 2 Satz 1 zu. 
 
(4) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende 
Vereinbarung ist unwirksam. 

 
(1) Hat der Vermieter bauliche Maßnahmen durchgeführt, 
die den Gebrauchswert der Mietsache nachhaltig erhöhen, 
die allgemeinen Wohnverhältnisse auf Dauer verbessern 
oder nachhaltig Einsparungen von Energie oder Wasser 
bewirken 
(Modernisierung), oder hat er andere bauliche 
Maßnahmen aufgrund von Umständen durchgeführt, die 
er nicht zu vertreten hat, so kann er die jährliche Miete um 
elf vom Hundert der für die Wohnung aufgewendeten 
Kosten erhöhen. 
 
(2) Sind die baulichen Maßnahmen für mehrere 
Wohnungen durchgeführt worden, so sind die Kosten 
angemessen auf die einzelnen Wohnungen aufzuteilen. 
 
(3) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende 
Vereinbarung ist unwirksam. 

 § 559 Mieterhöhung bei 
Modernisierung 

 
(1) Kosten, die vom Mieter oder für diesen von einem 
Dritten übernommen oder die mit Zuschüssen aus 
öffentlichen Haushalten gedeckt werden, gehören nicht zu 
den aufgewendeten Kosten im Sinne des § 559. 
 
(2) Werden die Kosten für die baulichen Maßnahmen 
ganz oder teilweise durch zinsverbilligte oder zinslose 
Darlehen aus öffentlichen Haushalten gedeckt, so 
veringert sich der Erhöhungsbetrag nach § 559 um den 
Jahresbetrag der Zinsermäßigung. Dieser wird errechnet 
aus den Unterschied zwischen dem ermäßigten Zinssatz 
und dem marktüblichen Zinssatz für den Ursprungbetrag 
des Darlehens. Maßgebend ist der marktübliche Zinssatz 
für erstrangige Hypotheken zum Zeitpunkt der 
Beendigung der Maßnahmen. Werden Zuschüsse oder 
Darlehen zur Deckung von laufenden Aufwendungen 
gewährt, so verringert sich der Erhöhungsbetrag um den 
Jahresbetrag des Zuschusses oder Darlehens. 
 
(3) Ein Mieterdarlehen, eine Mietzahlung oder eine von 
einem Dritten für den Mieter erbrachte Leistung für die 
baulichen Maßnahmen stehen einem Darlehen aus 
öffentlichen Haushalten gleich. Mittel der 

 § 559 a Anrechnung von 
Drittmitteln 



Finanzierungsinstitute des Bundes oder eines Landes 
gelten als Mittel aus öffentlichen Haushalten. 
 
(4) Kann nicht festgestellt werden, in welcher Höhe 
Zuschüsse oder Darlehen für die einzelnen Wohnungen 
gewährt worden sind, so sind sie nach dem Verhältnis der 
für einzelnen Wohnungen aufgewendeten Kosten 
aufzuteilen. 
 
(5) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende 
Vereinbarung ist unwirksam. 

 
(1) Die Mieterhöhung nach § 559 ist dem Mieter in 
Textform zu erklären. Die Erklärung ist nur wirksam, 
wenn in ihr die Erhöhung aufgrund der entstandenen 
Kosten berechnet und entsprechend den Voraussetzungen 
der §§ 559, 559 a erläutert wird. 
 
(2) Der Mieter schuldet die erhöhte Miete mit Beginn des 
dritten Monats nach dem Zugang der Erklärung. Die Frist 
verlängert sich um sechs Monate, wenn der Vermieter 
dem Mieter die zu erwartetende Erhöhung der Miete nicht 
nach § 554 Abs. 3 Satz 1 mitgeteilt hat oder wenn die 
tatsächliche Mieterhöhung mehr als zehn vom Hundert 
höher ist als die mitgeteilte. 
 
(3) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Erklärung 
ist unwirksam. 

 § 559 b Geltendmachung der 
Erhöhung. Wirkung der 
Erhöhungserklärung 

 
(1) Bei einer Betriebskostenpauschale ist der Vermieter 
berechtigt, Erhöhungen der Betriebskosten durch 
Erklärung in Textform anteilig auf den Mieter umzulegen, 
soweit dies im Mietvertrag vereinbart ist. Die Erklärung 
ist nur wirksam, wenn in ihr der Grund für die Umlage 
bezeichnet und erläutert wird. 
 
(2) Der Mieter schuldet den auf ihn entfallenden Teil der 
Umlage mit Beginn des auf die Erklärung folgenden 
übernächsten Monats. Soweit die Erklärung darauf beruht, 
dass sich die Betriebskosten rückwirkend erhöht haben, 
wirkt sie auf den Zeitpunkt der Erhöhung der 
Betriebskosten, höchstens jedoch auf den Beginn des der 
Erklärung vorausgehenden Kalenderjahres zurück, sofern 
der Vermieter die Erklärung innerhalb von drei Monaten 
nach Kenntnis von der Erhöhung abgibt. 
 
(3) Ermäßigen sich die Betriebskosten, so ist eine 
Betriebskostenpauschale vom Zeitpunkt der Ermäßigung 

 § 560 Veränderungen von 
Betriebskosten 



an entsprechend herabzusetzen. Die Ermäßigung ist dem 
Mieter unverzüglich mitzuteilen. 
 
(4) Sind Betriebskostenvorauszahlungen vereinbart 
worden, so kann jede Vertragspartei nach einer 
Abrechnung durch Erklärung in Textform eine Anpassung 
auf eine angemessene Höhe vornehmen. 
 
(5) Bei Veränderungen von Betriebskosten ist der 
Grundsatz der Wirtschaflichkeit zu beachten. 
 
(6) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende 
Vereinbarung ist unwirksam. 

 
(1) Macht der Vermieter eine Mieterhöhung nach den §§ 
558 oder 559 geltend, so kann der Mieter bis zum Ablauf 
des zweiten Monats nach dem Zugang der Erklärung des 
Vermieters das Mietverhältnis außerordentlich zum 
Ablauf des übernächsten Monats kündigen. Kündigt der 
Mieter, so tritt die Mieterhöhung nicht ein. 
 
(2) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende 
Vereinbarung ist unwirksam. 

 § 561 Sonderkündigungsrecht 
des Mieters nach Mieterhöhung 

 
(1) Ein wichtiger Grund im Sinne des §543 Abs. 1 liegt 
für den Mieter auch vor, wenn der gemietete Wohnraum 
so beschaffen ist, dass seine Benutzung mit erheblicher 
Gefährdung der Gesundheit verbunden ist. Dies gilt auch, 
wenn der Mieter die gefahrenbringende Beschaffenheit 
bei Vertragsschluss gekannt oder darauf verzichtet hat, die 
ihm wegen dieser Beschaffenheit zustehenden Rechte 
geltend zu machen. 
 
(2) Ein wichtiger Grund im Sinne des § 543 Abs. 1 liegt 
ferner vor, wenn eine Vertragspartei den Hausfrieden 
nachhaltig stört, so dass dem Kündigenden unter 
Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls, 
insbesondere eines Verschuldens der Vertragsparteien, 
und unter Abwägung der beiderseitigen Interessen die 
Fortsetzung des Mietverhältnisses bis zum Ablauf der 
Kündigungsfrist oder bis zur sonstigen Beendigung des 
Mietverhältnisses nicht zugemutet werden kann. 
 
(3) Ergänzend zu § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 gilt: 
1. Im Falle des § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a ist 
der rückständige Teil der Miete nur dann als nicht 
unerheblich anzusehen, wenn er die Miete für einen 
Monat übersteigt. Dies gilt nicht, wenn der Wohnraum 

 § 569 Außerordenliche fristlose 
Kündigung aus wichti 



nur zum vorübergehenden Gebrauch vermietet ist. 
2. Die Kündigung wird auch dann unwirksam, wenn der 
Vermieter spätestens bis zum Ablauf von zwei Monaten 
nach Eintritt der Rechtshändigkeit des 
Räumungsanspruchs hinsichtlich der fälligen Miete und 
der fälligen Entschädigung nach § 546 a Abs. 1 befriedigt 
wird oder sich eine öffentliche Stelle zur Befriedigung 
verpflichtet. Dies gilt nicht, wenn der Kündigung vor 
nicht länger als zwei Jahren bereis eine nach Satz 1 
unwirksam gewordene Kündigung vorausgegangen ist. 
3. Ist der Mieter rechtskräftig zur Zahlung einer erhöhten 
Miete nach den §§ 558 bis 560 verurteilt worden, so kann 
der Vermieter das Mietverhältnis wegen Zahlungsverzugs 
des Mieters nicht vor Ablauf von zwei Monaten nach 
rechtskräftiger Verurteilung kündigen, wenn nicht die 
Voraussetzungen der außerordentlichen fristlosen 
Kündigung schon wegen der bisher geschuldeten Miete 
erfüllt sind. 
 
(4) Der zur Kündigung führende wichtige Grund ist in 
dem Kündigungsschreiben anzugeben. 
 
(5) Eine Vereinbarung, die zum Nachteil des Mieters von 
Abs. 1 bis 3 dieser Vorschrift oder von § 543 abweicht, ist 
unwirksam. Ferner ist eine Vereinbarung unwirksam, 
nach der der Vermieter berechtigt sein soll, aus anderen 
als den im Gesetz zugelassenen Gründen außerordentlich 
fristlos zu kündigen. 
 


